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Was die außen- und sicherheitspolitischen Schlussfolgerun-
gen aus den Großereignissen Brexit (23.6.2016) und US-Wahl 
(8.11.2016) anbelangt, singen derzeit fast alle politischen Ent-
scheidungsträger von demselben Blatt. Mit dem bevorstehenden 
Austritt Großbritanniens verlasse ein militärpolitischer „Bloc-
kierer“ in Kürze die Union, weshalb in der Außen- und Sicher-
heitspolitik durchaus eine „Brexit-Dividende“ zu erwarten sei, 
so etwa die Meinung von Uwe Optenhögel, dem Direktor des 
Europa-Büros der Friedrich-Ebert-Stiftung in Brüssel, die aber 
derzeit unisono zu vernehmen ist.1

Tatsächlich ließ man nicht viel Zeit verstreichen, um schnell 
Nägel mit Köpfen zu machen: Bereits einen Tag  nach dem briti-
schen Referendum, am 24. Juni 2016, gaben die Außenminister 
Deutschlands und Frankreichs, Frank-Walter Steinmeier und 
Jean-Marc Ayrault, mit ihrem Ruf nach einer massiven Militari-
sierung der Europäischen Union die Richtung vor. Nun könnten 
und müssten endlich lange geplante, bislang aber von Großbri-
tannien blockierte Vorhaben in die Praxis umgesetzt werden. 

EUropas „Brexit-Dividende“
Militarisierungs-Aktionsplan und Rüstungshaushalt
von Jürgen Wagner

Diese Kernforderung wurde in der Folge dann auch von der EU-
Globalstrategie (28.6.2016), dem zweiten deutsch-französischen 
Papier, diesmal der Verteidigungsminister Ursula von der Leyen 
und Jean-Yves Le Drian (12.9.2016), und von Kommissionsprä-
sident Jean-Claude Juncker in seiner Rede zur Lage der Euro-
päischen Union (14.9.2016) erhoben. Schließlich trafen sich 
die Staats- und Regierungschefs auf ihrem – informellen, weil 
Großbritannien nicht eingeladen wurde – Ratstreffen in der slo-
wakischen Hauptstadt, wo sie sich mit der sogenannten Bratis-
lava-Agenda darauf verständigten, bis zum 60jährigen Jubiläum 
der  Unterzeichnung der Römischen Verträge im März 2017 
einen detaillierten Plan zur Militarisierung der Europäischen 
Union vorzulegen.2 

Die Wahl Donald Trumps verleiht diesen Ambitionen zusätzli-
chen Rückenwind: Seine Drohung, die Verbündeten sicherheits-
politisch im Regen stehen zu lassen, sollten sie nicht mehr Geld 
in den Rüstungssektor pumpen, dient hierzulande als willkom-
mener Anlass, den Ausbau des Militärapparats als regelrechten 
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Sachzwang darzustellen. Auf dieser Grundlage legte die EU-
Außenbeauftragte Federica Mogherini Mitte November 2016 
einen Implementierungsplan für die EU-Globalstrategie vor, 
der ein ambitioniertes Einsatzspektrum und daraus abgeleitet 
ein größeres militärisches Anforderungsprofil und die Forde-
rung nach einer „besseren“ Finanzierung des EU-Militärappa-
rates enthielt. Diese – noch relativ vagen – Vorschläge wurden 
anschließend vom EU-Rat gebilligt, woraufhin die EU-Kom-
mission Ende November 2016 einen „Europäischen  Verteidi-
gungs-Aktionsplan“ vorlegte, den sie nicht unbescheiden, aber 
leider wohl zutreffend, als „bahnbrechend“ bezeichnete. Dies 
gilt vor allem für den von der Kommission vorgeschlagenen 
„Europäischen Verteidigungsfonds“, der aus zwei Komponenten 
bestehen soll: einem schon länger ins Auge gefassten Rüstungs-
forschungshaushalt sowie dem „Kronjuwel“ des Aktionsplanes, 
einer Art EU-Beschaffungshaushalt. Noch in diesem Jahr sollen 
die Modalitäten des Fonds vollständig ausgearbeitet werden, mit 
dem die Rüstungsfinanzierung auf EU-Ebene in eine völlig neue 
Dimension vorstoßen würde.

Brexit + Trump = EU-Weltmacht?

Wie gesagt, eigentlich hören sich aktuell nahezu alle EU-Ent-
scheidungsträger mehr oder weniger gleich an. Geradezu trotzig 
äußerte sich etwa die EU-Außenbeauftragte Federica Mogherini 
unmittelbar nach der Wahl Donald Trumps, nun müsse zum 
großen Sprung nach vorn ausgeholt werden: „In den kommen-
den Monaten und Jahren – man kann sogar sagen: in diesen 
Stunden – wird es eine zunehmende Nachfrage nach Europa 
geben von unseren Nachbarn und unseren Partnern in der Welt. 
Die Forderung nach einem von Prinzipien geleiteten globalen 
‚Sicherheits-Dienstleister‘ wird wachsen. Die Forderung nach 
einer Supermacht, die an mehrseitige Bündnisse und Zusam-
menarbeit glaubt.“3

Fast genauso klingt auch eine „Entschließung zur Umsetzung 
der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik“, die das Euro-
päische Parlament am 14. Dezember 2016 verabschiedete: „Das 
Europäische Parlament […] betont, dass die EU ihre Sicherheits- 
und Verteidigungsfähigkeiten stärken muss, da sie ihr volles 
Potenzial als Weltmacht nur nutzen kann, wenn sie ihre einzig-
artige ‚Soft Power‘ im Rahmen eines umfassenden EU-Ansatzes 
mit ‚Hard Power‘ kombiniert“.4 Pflichtschuldig bedienten sich 
die Parlamentarier hier einer Wortwahl, die exakt so bereits von 
Kommissionschef Juncker in seiner bereits erwähnten Rede zur 
Lage der Europäischen Union in die Debatte eingespeist worden 
war: „Mit zunehmenden Gefahren um uns herum reicht Soft 
Power allein nicht mehr aus. […] Europa muss mehr Härte zeigen. 
Dies gilt vor allem in unserer Verteidigungspolitik. Europa kann 
es sich nicht mehr leisten, militärisch im Windschatten anderer 
Mächte zu segeln oder Frankreich in Mali allein zu lassen. Wir 
müssen die Verantwortung dafür übernehmen, unsere Interessen 
und die europäische Art zu leben zu verteidigen.“5

Auch die Journaille wollte sich da nicht lumpen lassen – „her-
ausragend“ war in diesem Zusammenhang der von nicht weniger 
als zehn Zeit-Redakteuren gezeichnete Artikel „Weltmacht! Echt 
jetzt?“, in dem es heißt: „Nach der Wahl Donald Trumps erken-
nen die Europäer, dass sie künftig selbst ihre Interessen durchset-
zen und ihre Sicherheit garantieren müssen – und was dem noch 
alles im Wege steht. […] Europa muss nicht ‚Weltmacht‘ werden 
im amerikanischen Sinne, mit Flugzeugträgergruppen, die stäh-
lern durch alle Weltmeere pflügen. […] Europa hat Interessen in 
Afrika, in einem Teil von Asien (Syrien! Afghanistan!) und an 
all seinen Außengrenzen, vom Balkan bis Marokko, vom Atlan-
tik bis tief ins südliche Mittelmeer. Hier Mitverantwortung zu 
übernehmen, weit über den eigenen Kontinent hinaus – auch das 
ist Weltmacht. Regional begrenzte Weltmacht ganz gewiss, aber 
auch zum Glück. Aber für eine ziemlich große Region.“6 In aller 
Bescheidenheit will man also „nur“ eine „regional begrenzte 

Die EU-Außenbeauftragte Federica Mogherini: Vorkämpferin für die „Weltmacht EUropa“. Quelle: EU

http://www.zeit.de/2016/48/europa-usa-nato-weltmacht
http://www.zeit.de/2016/48/europa-usa-nato-weltmacht
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Weltmacht“ werden, was allerdings mehr mit den Realitäten zu 
tun hat als mit allzu großer Zurückhaltung. Schon lange ist es im 
Strategiediskurs Konsens, dass die EU erst die regionale Vor-
herrschaft in ihrem sogenannten Nachbarschaftsraum erringen 
muss, bevor sie ernst zu nehmende Weltmachtambitionen arti-
kulieren kann.7

Wie auch immer, die Richtung war jedenfalls klar vorgegeben: 
Weltmacht durch Militarisierung! Wie bereits erwähnt, blieb 
darüber hinaus aber zunächst Vieles im Unklaren. Die meisten 
genannten Papiere gaben zwar ehrgeizige Ziele aus, blieben 
aber reichlich vage, wie diese dann konkret umgesetzt werden 
sollen. Vor diesem Hintergrund stellt der „Implementierungsplan 
Sicherheit und Verteidigung“, den die EU-Außenbeauftragte 
Mogherini am 14. November 2016 vorlegte, einen weiteren 
wichtigen Zwischenschritt bei der Konkretisierung der EU-Mili-
tarisierungsagenda dar.8 

Mogherinis Implementierungsplan

Schon die unter Mogherinis Ägide verfasste EU-Globalstra-
tegie (EUGS) vom Juni 2016 gab das ehrgeizige Ziel aus, die 
Union müsse „autonome“ – also ohne US-Unterstützung statt-
findende – Militäreinsätze durchführen können. Dies erfordere 
umfassende militärische Kapazitäten, die nur durch eine potente 
Industrie bereitgestellt werden könnten: „Die europäischen 
Anstrengungen auf dem Gebiet der Sicherheit und der Vertei-
digung sollten die EU in die Lage versetzen, autonom zu han-
deln […] Die Mitgliedstaaten [benötigen] bei den militärischen 
Spitzenfähigkeiten alle wichtigen Ausrüstungen, um auf externe 
Krisen reagieren und die Sicherheit Europas aufrechterhalten 
zu können. Dies bedeutet, dass das gesamte Spektrum an land-, 
luft-, weltraum- und seeseitigen Fähigkeiten, einschließlich der 
strategischen Grundvoraussetzungen, zur Verfügung stehen 
muss. […] Eine tragfähige, innovative und wettbewerbsfähige 
europäische Verteidigungsindustrie ist von wesentlicher Bedeu-
tung für die strategische Autonomie Europas und eine glaubwür-
dige GSVP.“9

Mogherinis Implementierungsplan greift diese Ziele auf und 
benennt auch dieselben drei Bereiche wie die EUGS, in denen 
das Militär tätig werden können soll: Auslandseinsätze, Aus-
bildungs- und Ausstattungshilfe sowie die innere „Sicherheit“. 
Allerdings wird der Implementierungsplan, was die konkreten 
Einsatzszenarien anbelangt, deutlich konkreter als die Global-
strategie:

„Als Bereitsteller von Sicherheit sollte die EU ein weites Betä-
tigungsfeld haben, sich dabei aber auf die Regionen in ihrer 
Nachbarschaft konzentrieren. [D]ie EU [sollte] daher in der 
Lage sein, die folgenden Arten ziviler Missionen und militäri-
scher Operationen im Rahmen der GSVP außerhalb der Union 
durchzuführen, mehrere davon parallel, im Rahmen unterschied-
licher Szenarien, auch in Situationen mit erhöhtem Sicherheits-
risiko und bei mangelhafter Infrastruktur vor Ort:
– Gemeinsame Krisenbewältigungsoperationen in Situatio-

nen mit hohem Sicherheitsrisiko in den die EU umgebenden 
Regionen;

– gemeinsame Stabilisierungsoperationen, einschließlich Luft-
operationen und Spezialeinsätze;

– zivile und militärische Krisenreaktion, einschließlich militäri-
scher Krisenreaktionsoperationen, unter anderem unter Rück-
griff auf die EU

- Gefechtsverbände insgesamt oder im Rahmen eines auf die 
Mission zugeschnittenen Streitkräftedispositivs;

– Ersatz/zivile Exekutivmissionen;

– Luftraum-Sicherungsoperationen einschließlich Luftnahunter-
stützung und Luftraumüberwachung;

– Operationen zur maritimen Sicherung oder Überwachung, ein-
schließlich in der Nachbarschaft Europas auf längere Sicht;

– Missionen zum Aufbau ziviler Fähigkeiten und zur Reform 
des Sicherheitssektors (Überwachung, Begleitung und Bera-
tung, Schulung), unter anderem mit Blick auf die Polizei, 
die Rechtsstaatlichkeit, das Grenzmanagement, die Terroris-
musbekämpfung, die Abwehrbereitschaft, die Reaktion auf 
hybride Bedrohungen und die zivile Verwaltung, sowie zivile 
Überwachungsmissionen;

– Aufbau militärischer Fähigkeiten durch Beratungs-, Ausbil-
dungs- und Begleitmissionen, einschließlich  –  wenn nötig 
– eines soliden Schutzes der Kräfte sowie militärische Über-
wachungs-/Beobachtungsmissionen.“10

Mit den aktuellen zivilen und militärischen Zielvorgaben 
(Headline Goals), die festlegen, über welche konkreten Kapa-
zitäten die EU verfügen soll, sind diese Einsatzszenarien nicht 
zu „bewältigen“. Aus diesem Grund spricht sich Mogherini für 
eine Erhöhung der Zielvorgaben aus – in der EUGS fand sich die 
Forderung zwar auch schon, aber deutlich verklausulierter. Nun 
lautet gleich die erste Überschrift „Eine neue Zielvorgabe“, unter 
der dann ausgeführt wird: „Das vorgeschlagene neue Anforde-
rungsprofil […] zielt darauf ab, eine in Sicherheits- und Verteidi-
gungsfragen stärkere Union hervorzubringen, die in der Lage ist, 
heutige Bedrohungen und Herausforderungen effektiver anzuge-
hen, mit den erforderlichen Kapazitäten, Werkzeugen und Struk-
turen, um den Bürgern mehr Sicherheit zu garantieren.“11

Folgerichtig schlägt Mogherini daraufhin vor, in der kommen-
den Zeit „Fähigkeitslücken“ zu identifizieren und auf dieser 
Grundlage den sog. „Plan zur Kapazitätsentwicklung“, dessen 
Aufgabe genau im Schließen der deklarierten Defizite besteht, 
anzupassen. Vor allem drängt der Implementierungsplan aber 
darauf, das ambitionierte Vorhaben auch mit den „erforderli-
chen“ finanziellen Ressourcen auszustatten: „Die Zielvorga-
ben müssen durch die notwendigen Finanzmittel untermauert 
werden.“12

Diese drei Kernpunkte: Konkretisierung eines breiten Ein-
satzspektrums; Erhöhung der zivilen und militärischen Zielvor-
gaben; und eine „bessere“ Finanzausstattung wurden noch am 
selben Tag vom Europäischen Rat in seinen Schlussfolgerungen 
nahezu wortgleich übernommen und damit gebilligt. Allerdings 
blieben Implementierungsplan und Schlussfolgerungen, wie 
schon die Papiere zuvor, vor allem in dem – traditionell immer 
relativ heiklen – Finanzpunkt recht nebulös, was das konkret 
bedeuten soll. Dieses „Defizit“ wurde schlussendlich durch den 
„Verteidigungs-Aktionsplan“ behoben, den die EU-Kommission 
am 30. November 2016 vorlegte.

Insgesamt nehmen 15 Staaten an der Europäischen 
Nachbarschaftspolitik teil. Quelle: EU



4 IMI-Analyse 2/2017

Informationsstelle Militarisierung (IMI) e.V. - Hechinger Str. 203 - 72072 Tübingen

Rüstungs-Aktionsplan:  
Kronjuwel „Verteidigungsfonds“

Die Ambitionen der EU-Kommission, EU-Interessen mili-
tärisch „schützen“ zu wollen, gehen aus diesem Statement des 
„Verteidigungs-Aktionsplans“ deutlich hervor: „Europa muss 
für den Schutz seiner Interessen, seiner Werte und der europä-
ischen Lebensweise einstehen. […] Die Kommission ist bereit, 
sich in einem bisher nicht gekannten Ausmaß in der Verteidigung 
zu engagieren, um die Mitgliedstaaten zu unterstützen. Sie wird 
die der EU zur Verfügung stehenden Instrumente einschließlich 
EU-Finanzierungen und das volle Potenzial der Verträge aus-
schöpfen mit dem Ziel, eine Verteidigungsunion aufzubauen.“13

Aus dem Zitat wird auch ersichtlich, dass es – bislang zumin-
dest – keineswegs selbstverständlich war, dass die EU-Kommis-
sion im Militärbereich eine wichtige Rolle spielt. Tatsächlich 
sind Militärfragen im EU-Institutionengefüge intergovernmen-
tal geregelt und demzufolge allein Sache der Mitgliedsstaaten. 
Alle wesentlichen Entscheidungen werden deshalb vom Rat der 
Staats- und Regierungschefs gefällt, die Rolle der EU-Kom-
mission, des Parlaments und damit auch des EU-Haushaltes ist 
eigentlich vergleichsweise gering. In diesem Zusammenhang 
wurde – nicht zuletzt lange auf Druck Großbritanniens – Arti-
kel 41, Absatz 2 des Vertrags von Lissabon lange – zu Recht 
– so interpretiert, dass er jegliche militärrelevante Finanzierung 
aus dem EU-Haushalt ausschließt. Wörtlich heißt es darin: „Die 
operativen Ausgaben im Zusammenhang mit der Durchfüh-

rung dieses Kapitels gehen ebenfalls zulasten des Haushalts der 
Union, mit Ausnahme der Ausgaben aufgrund von Maßnahmen 
mit militärischen oder verteidigungspolitischen Bezügen“. Mitt-
lerweile hat sich aber eine Neuinterpretation dieses Artikels 
durchgesetzt, derzufolge sich das Verbot ja nur auf „operative 
Ausgaben“ beziehe und damit ausschließlich Ausgaben für 
Militäreinsätze beinhalte – davon sei aber beispielsweise die 
Rüstungsforschung nicht betroffen.14

Die Kommission argumentiert nun u.a. im Aktionsplan, eine 
Verwendung von EU-Geldern für den Rüstungssektor sei eine 
notwendige Folge des EUGS-Anspruches auf die Fähigkeit 
zur eigenständigen Kriegsführung. Dieser sei ohne „ausrei-
chende“ Investitionen in die Forschung und Entwicklung von 
Spitzentechnologie nicht realistisch. Da es den Nationalstaaten 
aber seit Jahren nicht gelänge, genug Gelder in den Rüstungs-
sektor zu pumpen, müsse eben die  EU-Ebene „aushelfen“, so 
die Rechtfertigung für zusätzliche Maßnahmen auf EU-Ebene: 
„Dieser Aktionsplan ist eng verknüpft mit dem Umsetzungsplan 
für Sicherheit und Verteidigung aus der Globalen Strategie, in 
dem neue Zielvorgaben für die Union und Maßnahmen zu deren 
Erfüllung festgelegt sind […]. Viele Mitgliedstaaten haben ihre 
Verteidigungsbudgets in den letzten 10 Jahren gekürzt. […] 
Ohne nachhaltige Investitionen in den Verteidigungsbereich 
läuft Europas Industrie Gefahr, nicht über das erforderliche tech-
nologische Know How zu verfügen, um die nächste Generation 
entscheidender Verteidigungsfähigkeiten aufzubauen. Letztlich 
wird dadurch die strategische Autonomie der Union und ihre 

Quelle: Verteidigungs-Aktionsplan, S. 7.
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Fähigkeit, Sicherheit bereitzustellen, beeinträchtigt.“ (S. 3)
Vor diesem Hintergrund betont die Kommission gleich zu 

Anfang des „Verteidigungs-Aktionsplans“, es sei dringend erfor-
derlich, dass die Europäer mehr „in die Entwicklung wichtiger 
Verteidigungsfähigkeiten investieren.“ (S. 3) Zu diesem Zweck 
solle ein „Europäischer Verteidigungsfonds“ mit zwei Kompo-
nenten eingerichtet werden: einem  „Forschungsfenster“ und 
einem „Fähigkeitenfenster“. 

Forschungsfenster: Schon im Februar 2016 hatte eine aus 
Rüstungslobbyisten und Militärpolitikern besetzte und von der 
EU-Industriekommissarin einberufene „Gruppe von Persönlich-
keiten“ einen Bericht vorgelegt, in dem die Einrichtung eines 
EU-Rüstungsforschungshaushaltes im nächsten EU-Haus-
halt (2021-2027) im Umfang von 500 Mio. jährlich gefordert 
wurde.15 Diese Zahl wurde im Anschluss von einem Bericht des 
EU-Parlaments aufgenommen16 und fand nun auch eins zu eins 
Eingang in den Verteidigungs-Aktionsplan der EU-Kommission. 
Dem Rüstungsforschungshaushalt soll mittels einer „Vorbe-
reitenden Maßnahme“ im Umfang von 90 Mio. Euro der Weg 
geebnet werden: „Angesichts der Bedeutung der Investitionen 
in die Verteidigungsforschung, der Größe der nationalen Vertei-
digungsforschungshaushalte und der hohen Entwicklungskosten 
für Spitzenverteidigungstechnologie könnten für ein solches 
‚Fenster‘ schätzungsweise Mittel von jährlich 500 Mio. EUR 
erforderlich sein, um eine substanzielle Wirkung zu erreichen“. 
(S. 8)

Fähigkeitenfenster: Während sich die Einrichtung eines EU-
Rüstungsforschungshaushaltes leider schon länger abzeichnete, 
ist die zweite Komponente des vorgeschlagenen „Europäischen 
Verteidigungsfonds“ gänzlich neu. Noch nicht einmal in Junc-
kers Rede zur Lage der Europäischen Union vom 14. Septem-
ber 2016, in der von Kommissionsseite erstmals die Einrichtung 
eines EU-Verteidigungsfonds vorgeschlagen wurde, fand das 
sog. „Fähigkeitenfenster“ Erwähnung. Im Gegensatz zur For-
schung, will man hier einen beträchtlichen Schritt in Richtung 
einer (Ko)Finanzierung länderübergreifender Beschaffungspro-
jekte durch die Europäische Union gehen: „Es [das Fähigkeiten-
fenster] würde die gemeinsame Finanzierung der Entwicklung 
und Beschaffung im Bereich der strategischen Prioritäten bei 
den Fähigkeiten sicherstellen. […] Der Schwerpunkt dieses 
‚Fensters‘ soll auf den Phasen im Anschluss an FuT liegen, d. h. 
Prototypen sowie die Entwicklung und Beschaffung von Gütern 
und Technologien. Nach ersten Schätzungen könnte ein Refe-
renzbetrag von 5 Mrd. EUR pro Jahr als Zielmarke dienen. Dies 
entspricht 2,5 % der gesamten nationalen Verteidigungsausga-
ben in der EU und 14 % der nationalen Ausgaben für Verteidi-
gungsfähigkeiten.“ (S. 10)

Politisch-rechtlicher Eiertanz

Wie gesagt, vonseiten der Mitgliedsstaaten besteht zwar ein 
großes Interesse, EU-Gelder für militärische Belange „locker“ 
zu machen. Gleichzeitig wollen sie aber keine Kompetenzen an 
die suprastaatliche EU-Ebene abtreten. Auch der Kommission 
ist dies bewusst, weshalb sie versucht, möglichen Bedenken 
der Mitgliedsstaaten, dass sie die Kontrolle über politisch wie 
wirtschaftliche wichtige Rüstungsbeschaffungsprozesse ver-
lieren könnten, gleich offensiv entgegenzutreten. Unmissver-
ständlich wird deshalb betont, dass die Mitgliedsstaaten hier den 
Hut aufhaben sollen: „Die Ermittlung von Prioritäten und die 
Eigentumsrechte an den Fähigkeiten würden eindeutig bei den 
Mitgliedstaaten verbleiben, welche derartige Fähigkeiten auch 
betreiben. […] Die finanziellen und operativen Entscheidungen 

in Bezug auf konkrete Projekte und ihre Finanzierungsmodali-
täten verbleiben bei den Mitgliedstaaten, die sich am jeweiligen 
Projekt beteiligen, im Rahmen der auf der Ebene der Dachstruk-
tur festgelegten Regeln.“ (S. 11)

Die Finanzierung des „Fähigkeitenfensters“ soll einerseits 
durch die Mitgliedsstaaten erfolgen, wobei diesbezügliche Auf-
wendungen weder den Beschränkungen des Stabilitätspaktes 
noch sonstigen fiskalischen Strangulierungsmaßnahmen der 
Troika unterliegen sollen. So zumindest dürfte diese Passage des 
„Verteidigungs-Aktionsplans“ zu verstehen sein: „Die nationa-
len Kapitalbeiträge zum ‚Fähigkeitenfenster‘ werden als ‚einma-
lige Maßnahmen‘ im Sinne des Stabilitäts- und Wachstumspakts 
betrachtet und belasten somit nicht die strukturellen Konsoli-
dierungsanstrengungen, die von den Mitgliedstaaten erwartet 
werden.“ (ebd.)

Auf der anderen Seite betont die Kommission aber auch 
unmissverständlich ihre Bereitschaft, EU-Gelder für den Ver-
teidigungsfonds heranziehen zu wollen: „Die Kommission wird 
sämtliche Möglichkeiten der Finanzierung des ‚Fähigkeitenfen-
sters‘ aus dem EU-Haushalt prüfen, die mit den Verträgen im 
Einklang stehen. Sie ist außerdem bereit, das ‚Fenster‘ mit ihrer 
finanziellen und technischen Fachkenntnis zu unterstützen.“ 
(S. 12) Ein Vorschlag, den die Kommission in diesem Zusam-
menhang macht, besteht darin, hierfür die EU-Struktur- und 
-Investitionsfonds anzuzapfen. Über sie werden in den  näch-
sten drei Jahren insgesamt satte 315 Mrd. Euro ausgeschüttet, 
wobei aber bislang Militärausgaben ausgeschlossen waren: „Die 
EU-Struktur- und -Investitionsfonds (ESI-Fonds) können von 
den Mitgliedstaaten im Verteidigungssektor in Anspruch genom-
men werden, sofern damit ein Beitrag zu den Zielsetzungen des 
jeweiligen Fonds geleistet wird […]. Die Verteidigungsindustrie 
kann einen Beitrag zu den in den ESI-Fonds festgelegten Zielen 
leisten und etwa die wirtschaftliche Entwicklung auf regionaler 
Ebene als Multiplikator für hohe Investitionen in Kompetenzen, 
Arbeitsplätze und die technologische und wirtschaftliche Ent-
wicklung fördern.“ (S. 14)

Tatsächlich gibt es kaum einen wirtschaftlichen Sektor, in dem 
Geld unproduktiver angelegt wäre, wie diverse Studien bestäti-
gen17, das hält die Kommission jedoch nicht davon ab, wie hier 
unablässig das Gegenteil zu behaupten. Brisant ist das „Fähig-
keitsfenster“ jedoch vor allem, weil es endgültig die Axt am 
Finanzierungsvorbehalt aus Artikel 41(2) anlegt. Sollte nach der 
Forschung auch die Anschaffung von Rüstungsgütern aus dem 
Verbot ausgeklammert werden, ist der Weg zu einem voll aus-
gebauten EU-Beschaffungshaushalt, über den dann noch einmal 
ganz andere Milliardenbeträge in den Rüstungssektor geleitet 
werden können, frei.

Noch sind viele Details unklar und die Kommission ist sich 
offensichtlich des politischen und rechtlichen Eiertanzes 
bewusst, den sie zwischen Begehrlichkeiten der Mitglieds-
staaten und den Bestimmungen des EU-Vertrages (oder ihrer 
Umgehung) vollführen muss. Die Energie, mit der sie dabei aber 
neuerdings zu Werke geht, lässt befürchten, dass sie in der Lage 
sein könnte, diese Probleme aus dem Weg zu räumen. Lange will 
man sich beim „Fähigkeitenfenster“ etwa in jedem Fall nicht 
Zeit lassen, um die Sache auf den Weg zu bringen: „Mit einem 
solchen Fenster sollten jährlich Mittel in der Größenordnung von 
etwa 5 Mrd. EUR mobilisiert werden können. Die ersten Schritte 
sollten 2017 unternommen werden. Die Kommission wird 2017 
unverzüglich eine Vorstudie einleiten, um diesen Schätzwert 
genauer festzulegen.“ (S. 12)
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